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Feststellung gemäß § 5 UVPG 

(Dow Deutschland Anlagengesellschaft mbH) 

 

Bekanntgabe des LBEG vom 04.05.2020 

- L1.4/L67007/03-08_02/2020-0003 - 

 
 

Die Dow Deutschland Anlagengesellschaft mbH, Aussolungsbergwerk Ohrensen, plant 
die Errichtung und den Betrieb der Solkaverne K31. Für die Gewinnung der Sole wird eine 
Tiefbohrung von ca. 2000 m abgeteuft. Die gewonnene Sole wird zu dem Chemiewerk 
der Dow in Stade zur Chlorherstellung geleitet.  
 
Der Standort der Bohrung liegt im Gebiet des Landkreises Stade, Samtgemeinde Harse-
feld, Gemeinde Bargstedt, auf der Gemarkung Ohrensen. 
 
Das Projekt beinhaltet eine Tiefbohrung mit einer Endteufe von ca. 2.000 m. Zum Projekt 
gehören im Wesentlichen der Bau des Bohr- bzw. Kavernenplatzes, das Abteufen einer 
Tiefbohrung, das Anschließen von Rohrleitungen z. B. für Sole und Aussolwasser sowie 
der dann folgende Aussolbetrieb. Die Arbeiten bis zur Aufnahme des Aussolbetriebs, ein-
schließlich der Tiefbohrung, werden ca. 2 Jahre dauern. Der Aussolbetrieb wird voraus-
sichtlich 20 bis 30 Jahre dauern. 
 
Gemäß § 1 Nr. 10. a) der UVP-V Bergbau ist für eine Bohrung zur Gewinnung von Bo-
denschätzen ab 1000 m Teufe eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls nach den Vor-
schriften des Teils 2 Abschnitt 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchzuführen. 
 
Dazu hat die Vorhabenträgerin Unterlagen für die Durchführung einer allgemeinen Vor-
prüfung gemäß Anlage 2 UVPG vorgelegt. 
 
Diese nach den Vorgaben der Anlage 3 UVPG vorgenommene Vorprüfung hat ergeben, 
dass eine Umweltverträglichkeitsprüfung für das o. g. Vorhaben nicht erforderlich ist. 
 
Die einzelnen Gründe für die Entscheidung können im anliegenden Prüfvermerk eingese-
hen werden. 
 
Diese Feststellung wird hiermit öffentlich bekannt gegeben. Sie ist nach § 5 Abs. 3 UVPG 
nicht selbständig anfechtbar. 
 


